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Ihr Bundestagsabgeordneter 

Peter Weiß informiert  

Ausgabe 13 / 15 

03. Juli 2015 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit dem Ende dieser Sitzungswoche beginnt die sogenannte parla-

mentarische Sommerpause. Ob angesichts der aktuellen Entwick-

lungen in Europa das wirklich eine Pause wird, ist sehr fraglich. 

Auch in den kommenden Wochen werde ich eine Reihe von Berlin-

Terminen haben. 

In den kommenden Wochen werde ich jedoch schwerpunktmªÇig 

ein Sommerprogramm mit zahlreichen Informationsveranstaltungen 

im Wahlkreis gestalten. Die Termine finden Sie auf meiner Home-

page www.peter-weiss.de und in der Tagespresse. 

Herzlich lade ich Sie dazu ein, die Gelegenheiten zur Information 

und zum Dialog zu nutzen. Ich freue mich darauf. 

Ihr 

Berlin Aktuell  

Die Woche im Parlament  

 

Ernste Lage in Europa 
Griechenland bricht Verhandlungen ab 

Griechenland hat die Ver-

handlungen mit den Institutio-

nen und damit auch mit der Eu-

rogruppe abgebrochen und vºl-

lig ¿berraschend ein Referen-

dum angek¿ndigt. Damit hat 

die griechische Regierung Eu-

ropa und vor allem die eigene 

Bevºlkerung in eine schwierige 

Situation gebracht. 

Stundenlang haben die Ver-

antwortlichen in Br¿ssel darum 

gerungen, f¿r Griechenland ei-

ne Lºsung zu finden, die mit 

den Regeln Europas vereinbar 

ist. Die griechische Regierung 

hat aber offensichtlich immer 

darauf gesetzt, Geld zu erhal-

ten, ohne Verpflichtungen erf¿l-

len zu m¿ssen. Dass dies nicht 

gehen wird, musste der Regie-

rung schon im Hinblick auf die 

Grundsªtze des IWF klar sein. 

Das neueste Schreiben aus 

Athen macht die Sache auch 

nicht besser. 

Es geht hier nicht um die Fra-

ge von Schuld. Es geht aber 

sehr wohl um die Frage der 

Verantwortung. Und da hat 

Griechenland die Verantwor-

tung f¿r die jetzt entstandene 

Lage zu tragen, weil die Regie-

rung in Athen die Verhandlun-

gen abgebrochen hat. Ein vºllig 

unverstªndlicher Vorgang. 

Die verhaltene Reaktion der 

Mªrkte zeigt, dass die Ret-

tungsprogramme in Europa ge-

wirkt haben. Europa kann diese 

Situation jetzt viel besser ver-

kraften, weil wir viel erreicht 

haben. Noch vor den Rettungs-

programmen und den Stabilisie-

rungsmaÇnahmen hªtte eine 

Entscheidung wie jetzt in Grie-

chenland enorme Eruptionen 

auslºsen kºnnen. 

F¿r Europa ist dies eine trauri-

ge Situation. Aber Bundesfi-

nanzminister Dr. Wolfgang 

Schªuble hat Recht, wenn er 

darauf verweist, nicht das Ein-

halten von Regeln gefªhrdet 

Europa, sondern Europa kommt 

in hºchste Schwierigkeiten, 

wenn Regeln nicht mehr gelten. 

http://www.peter-weiss.de/
http://www.peter-weiss.de
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Die Besuchergruppe im Paul-Löbe-Haus des Deutschen Bundestages 

Aufnahme: Bundespresseamt 

4 Tage zu Gast in der Bundeshauptstadt 
Besuchergruppe mit abwechslungsreichem Programm 

Ein vielfªltiges und abwechs-

lungsreiches Programm absol-

vierte eine Besuchergruppe, die 

auf Einladung des Bundestags-

abgeordneten Peter WeiÇ vier 

Tage lang die Bundeshauptstadt 

Berlin besuchte. Das Programm 

spannte einen weiten Bogen 

von deutscher Geschichte bis 

hin zu aktueller Politik. 

Besichtigt wurden u.a. die Ge-

denkstªtte Berliner Mauer so-

wie das ehemalige Untersu-

chungsgefªngnis der DDR-

Staatssicherheit in Berlin-

Hohenschºnhausen. 

Weitere Hºhepunkte waren 

eine Besichtigung des Bundes-

kanzleramtes und ein Gesprªch 

mit Peter WeiÇ im Deutschen 

Bundestag sowie ein Vortrag 

auf der Besuchertrib¿ne im Ple-

narsaal des Deutschen Bundes-

tages. AbschlieÇend konnte ein 

abendlicher Blick auf Berlin 

von der Kuppel des Reichstags-

gebªudes genossen werden. 

Eine Stadtrundfahrt, vorbei an 

historischen und modernen 

Punkten der Bundeshauptstadt 

rundete den Besuch ab. 

CDU - 70 Jahre 

gemeinsam f¿r 

Deutschlands Zukunft 

Der Berliner Gr¿ndungsaufruf 

der CDU beschreibt 1945 die 

unglaubliche Herausforderung, 

vor der sich unser Land sah: 

ĂAus dem Chaos von Schuld 

und Schande, in das uns die 

Vergottung eines verbrecheri-

schen Abenteurers gest¿rzt hat, 

kann eine Ordnung in demokra-

tischer Freiheit nur erstehen, 

wenn wir uns auf die kulturge-

staltenden sittlichen und geisti-

gen Krªfte des Christentums 

besinnen und diese Kraftquelle 

unserem Volke immer mehr er-

schlieÇenñ. 

Mit Ende des Zweiten Welt-

kriegs war Deutschland militª-

risch, wirtschaftlich und mora-

lisch am Ende. Wer an eine Zu-

kunft zu glauben wagte, wurde 

nicht zu Unrecht als Phantast 

angesehen. Das galt auch f¿r 

den politischen Wiederaufbau 

unseres Landes. Die Erfolgsge-

schichte der CDU und ihrer 

Bundeskanzler, die unser Land 

aus den Tr¿mmerhaufen des 

Jahres 1945 heraus in ein geein-

tes Europa, in ein wiederverein-

tes Deutschland, zu wirtschaft-

lichem Erfolg und innerem wie 

ªuÇerem Frieden gef¿hrt haben, 

wuchs aus der Entscheidung, 

etwas ganz Neues zu wagen.  

¦berkommene Gegensªtze 

zwischen Konfessionen, 

Schichten und Regionen wur-

den ¿berwunden. Auf diese 

Weise, in der Einigung auf der 

Grundlage des christlichen 

Menschenbildes und der christ-

lich-j¿dischen Tradition unseres 

Landes, wurde Kraft f¿r die 

groÇen Aufgaben freigesetzt. 

Mit einer Festveranstaltung in 

Berlin haben wir an den 70. 

Jahrestag der Gr¿ndung der 

CDU gedacht. 

Einladung 
Fl¿chtlingskatastrophen und ihre Auswirkungen 

Fl¿chtlingspolitik in Europa und Deutschland 

Die dramatischen Fl¿chtlingskatastrophen im Irak, in Syrien, in eini-
gen afrikanischen Lªndern und auf dem Mittelmeer ersch¿ttern 
uns. In Deutschland stehen die Landkreise und Gemeinden vor 
groÇen Problemen bei der Unterbringung der Fl¿chtlinge. 

Zu diesem Thema laden wir zu einer Informationsveranstaltung ein: 

am Donnerstag, 16. Juli 2015, um 20:00 Uhr 
im Ristorante Belvedere (Nebenzimmer) 

Denzlingen, Waldkircher Str. 36 

Als fachkundige Referenten haben wir eingeladen: 

Dr. Oliver M¿ller 
Leiter von Caritas International 

Zum Thema: Ursachen und Hintergr¿nde f¿r die internationalen 
Fl¿chtlingskatastrophen 

Peter WeiÇ 
Bundestagsabgeordneter 

Zum Thema: Europªische und deutsche Fl¿chtlingspolitik 

Herzlich laden wir Sie zur Teilnahme und Diskussion ein! 

Peter Sommer, Vorsitzender der CDU Denzlingen 

http://www.peter-weiss.de/
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Bundestagsabgeordneter Peter Weiß (links) und Honorarkonsul Juan 

Llombart (rechts) verabschiedeten in Berlin den Botschafter Costa Ricas 

José Joaquín Chaverri Sievert und dankten ihm für seinen Einsatz für Lahr. 

Aufnahme: Jacob 

Abschied f¿r Botschafter Costa Ricas in Berlin 
Juan Llombart und Peter Weiß danken  für Unterstützung für Lahr 

Nach ¿ber vier Jahren Dienst-

zeit in Berlin hat sich Botschaf-

ter Jos® Joaqu²n Chaverri Sie-

vert bei einem Empfang verab-

schiedet. Er wird in seine Hei-

mat ins AuÇenministerium zu-

r¿ckkehren. Der Lahrer Hono-

rarkonsul Costa Ricas Juan 

Llombart und Bundestagsabge-

ordneter Peter WeiÇ nahmen 

den Abschiedsempfang in Ber-

lin zum Anlass, Botschafter 

Chaverri Sievert herzlich f¿r 

seine Arbeit, f¿r die Unterst¿t-

zung und Fºrderung der Part-

nerschaft zwischen Alajuela 

und Lahr sowie f¿r die Errich-

tung eines Honorarkonsulates 

in Lahr zu danken. Bundestags-

abgeordneter Peter WeiÇ hob 

hervor, dass es vor allem den 

unerm¿dlichen und jahrelangen 

Einsatz von Botschafter 

Chaverri Sievert zu verdanken 

ist, dass das f¿r ganz Baden-

W¿rttemberg zustªndige Hono-

rarkonsulat Costa Ricas in Lahr 

errichtet werden konnte. Hono-

rarkonsul Juan Llombart konnte 

berichten, dass das Konsulat in 

Lahr durchaus von zahlreichen 

Menschen in Anspruch genom-

men werde, und dessen Errich-

tung daher ein wichtiger und 

zukunftsweisender Schritt war. 

Erstaunlich sei, wie viele junge 

Leute ein Visum f¿r Costa Rica 

beantragen und in diesem Land 

zum Beispiel einen Freiwilli-

geneinsatz leisten wollen. 

Mit dem Dank an Botschafter 

Chaverri Sievert verbanden 

Juan Llombart und Peter WeiÇ 

den Wunsch, dass mºglichst 

bald ein Nachfolger benannt 

werden mºge.  

Haushaltspolitik bleibt auf Kurs 

Das Kabinett hat in dieser 

Woche die Entw¿rfe f¿r den 

Bundeshaushalt 2016 und f¿r 

den Finanzplan f¿r 2015 bis 

2019 beschlossen. Die 

Ăschwarze Nullñ von 2014 und 

2015, also der ausgeglichene 

Bundeshaushalt ohne Neuver-

schuldung, wird damit auch in 

den Jahren 2016 bis 2019 ohne 

Wenn und Aber fortgeschrie-

ben. Mit dem Kabinettbeschluss 

setzt die Bundesregierung star-

ke Signale, die sich nahtlos in 

unsere Strategie des Wachs-

tums auf der Basis solider 

Staatsfinanzen einf¿gen. 

Die Ausgaben des Bundes sol-

len im kommenden Jahr um 

10İ auf 312 Milliarden Euro 

angehoben werden. Dies wird 

mºglich durch weiter steigende 

Steuereinnahmen. Die Akzente 

bei den Ausgaben liegen auf 

der Umsetzung des Zehn-

Milliarden-Euro-Pakets f¿r 

wichtige Zukunftsinvestitionen 

sowie der Stªrkung der Ent-

wicklungszusammenarbeit und 

der inneren Sicherheit. Voll-

stªndig ber¿cksichtigt sind auch 

die steuerlichen Entlastungen 

von ¿ber 5 Milliarden Euro 

durch die Anhebung des Grund-

freibetrags, des Kinderfreibe-

trags, des Kindergeldes, des 

Kinderzuschlags, des Alleiner-

ziehendenfreibetrags und der 

Milderung der kalten Progressi-

on durch Verschiebung der Ta-

rifgrenzen. 

 nderung des Weingesetzes 

Mit dem Gesetz, das wir in 

zweiter und dritter Lesung be-

schlossen haben, soll das ab 

dem 1. Januar 2016 geltende 

neue europªische Genehmi-

gungsverfahren f¿r die Reban-

pflanzung im Weinbau in natio-

nales Recht umgesetzt werden. 

Danach soll die Rebflªche in 

jedem Mitgliedsland grundsªtz-

lich um ein Prozent jªhrlich 

wachsen. Die Bundesregierung 

nutzt aufgrund eines drohenden 

¦berangebotes und ungenutzter 

alter Pflanzrechte eine unions-

rechtliche Ausnahmeregelung, 

um f¿r 2016 und 2017 die Aus-

weitung der Rebflªchen auf 

0,3  rozent zu begrenzen. Dabei 

sollen den Flªchenlªndern und 

insbesondere auch den kleine-

ren Anbaugebieten vorab ein 

Mindestanteil an den Neupflan-

zungen bis zu f¿nf Hektar zuge-

wiesen werden.  

http://www.peter-weiss.de/
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In Berlin hat Bundestagsabgeordneter Peter Weiß den peruanischen Ar-

beitsminister Daniel Ysau Maurate Romero (links) zu einem Gespräch emp-

fangen. Der Minister interessierte sich vor allem für das Thema duale Be-

rufsausbildung, da Peru sein Ausbildungssystem reformieren will. 

Aufnahme: Frank Zwiener 

Sterbebegleitung 

statt Lebensbeendigung 

Die Frage, wie wir rechtlich 

mit Beihilfe zur Selbsttºtung 

umgehen, beschªftigt den Deut-

schen Bundestag schon seit ei-

niger Zeit. In dieser Wahlperio-

de haben wir uns darauf ver-

stªndigt, diese Frage zur Ent-

scheidung zu bringen. Die ent-

sprechenden Gruppenantrªge 

dazu liegen nun vor und wur-

den in dieser Woche in erster 

Lesung im Bundestag debat-

tiert. Wir werden diese wichtige 

ethische Frage mit dem ange-

messenen Ernst und vor allem 

in Bewusstsein der Sorgen der 

unheilbar Kranken in unserem 

Land in Ruhe und mit W¿rde 

f¿hren. Die zweite und dritte 

Lesung der Gruppenantrªge 

wird dann im Herbst stattfin-

den. 

Ich selbst gehºre zu den Initi-

atoren des Gesetzentwurfes, mit 

dem die geschªftsmªÇige Ster-

behilfe unter Strafe gestellt 

werden soll. 

Meine zu Protokoll gegebene 

Rede kºnnen Sie auf meiner 

Homepage www.peter-weiss.de 

nachlesen. 

25 Jahre deutsche Wªh-

rungseinheit  

Undenkbar ohne die Union ist 

ein zweites Jubilªum, das wir in 

dieser Woche feiern kºnnen: 

Am 1. Juli 1990 war es endlich 

so weit, dass die Menschen in 

der DDR mit der D-Mark zah-

len konnten. Auch Gehªlter und 

Renten wurden bereits vor Her-

stellung der staatlichen Einheit 

auf die gemeinsame Wªhrung 

umgestellt. Dass die Wªhrungs-

union schon vor der Wiederver-

einigung der beiden deutschen 

Staaten vorgenommen wurde, 

hatte Bundeskanzler Helmut 

Kohl bereits im Februar 1990 

beschlossen. 

Dass es politisch richtig war, 

die Entscheidung, die sich als 

gl¿ckliche Erinnerung in den 

Lebenslªufen vieler Menschen 

in Ost und West eingeschrieben 

hat, so zu treffen, bringt ein 

Satz aus dem Wendejahr 1990 

auf den Punkt: ĂEntweder die 

D-Mark kommt zu uns oder wir 
kommen zur D-Mark.ñ 

Nach dem Ende des men-

schenverachtenden und todbrin-

genden Grenzregimes der SED 

zeigten viele B¿rger der DDR, 

was sie von dem Ergebnis jahr-

zehntelanger Misswirtschaft 

hielten. Um die mit dem mas-

senhaften Auszug aus der Man-

gelwirtschaft drohenden Ver-

werfungen aufzufangen, musste 

ein klares und vor allem rasches 

Zeichen gesetzt werden. 

Die Wªhrungsunion hat we-

sentlich dazu beigetragen, dass 

die Wiedervereinigung gelingen 

konnte. Auf ihr konnte eine 

Wirtschafts- und Sozialunion 

aufbauen und f¿r geregelte 

wirtschaftliche und soziale Ver-

hªltnisse in Ost und West sor-

gen. 

Innovationsbedingungen in 

Deutschland verbessern sich  

Im Vergleich mit 27 anderen 

OECD-Staaten erreicht 

Deutschland derzeit bei den In-

novationsbedingungen den vier-

ten Platz. Die besten Innovati-

onsbedingungen liegen in Finn-

land vor, gefolgt von der 

Schweiz und S¿dkorea. Im 

Teilbereich Ăinnovationsrele-

vante Arbeitskrªfteñ haben sich 

die Bedingungen in Deutsch-

land verbessert, unter anderem 

durch einen steigenden Anteil 

an Hochschulabsolventen an 

den Erwerbstªtigen und einen 

hºheren MINT-Anteil bei den 

Hochschulabsolventen und Pro-

movierten. Bei der Durchlªssig-

keit des Bildungssystems gab es 

ebenfalls Fortschritte. Ausbau-

fªhig ist Deutschlands Position 

bei den Rahmenbedingungen 

zur Umsetzung neuer Ideen und 

bei der Nutzung der Fachkrªfte-

potenziale. Insbesondere der 

demografische Wandel wird 

von den Autoren der Studie als 

Herausforderung f¿r die k¿nfti-

gen Innovationsbedingungen in 

Deutschland identifiziert. 

(Quelle: Initiative Neue Soziale 

Marktwirtschaft)  

http://www.peter-weiss.de/

